
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes
6 RKa 47/67

Verkündet am
25„ Sept° 4969

Urteil

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:

Der 6° Senat des Bundessozialgerichts hat in der münd—

lichen Verhandlung am 25„ September 4969

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 30° Juni 1967 wird

zurückgewiesen„

Kosten des Revisi0n5verfahrens sind nicht zu

erstatten„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n d e

I

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger, ein

Facharzt für Chirurgie‚ weiterhin frauenärztliche und

geburtshilfliche Leistungen zu Lasten der beklagten

Kassenärztlichen Vereinigung (KÄV) erbringen darf°

Der 1905 geborene, seit 1959 als Chirurg tätige und

1946 zur Kassenpraxis zugelassene Kläger hat seit seiner

Zulassung außer chirurgischen regelmäßig gynäkologische

Leistungen abgerechnet, in der Hauptsache als Belegarzt

am Marienkrankenhaus in ‚ Nachdem am gleichen Ort

Mitte 1962 ein Gynäkologe als Kassenarzt zugelassen wor-

den war, teilte ihm die beklagte KÄV mit, sie beabsich—
tige, die Abrechnung gynäkologisch—geburtshilflicher Fälle

durch den Kläger mit Ablauf des Jahres 1962 einzustellen

(Schreiben vom 51° Juli 1962)° Gegenvorstellungen des

Klägers blieben im wesentlichen erfolglos, die Beklagte

nahm jedoch die Behandlung von Notfällen von der beabsich—

tigten Regelung aus und setzte sie erst mit Wirkung vom

1° April 1965 in Kraft (Beschluß ihres Vorstandes vom

170 Oktober 1962 und Bescheid an den Kläger vom 5„ De—
zember 1962)0 Den Widerspruch des Klägers wies der Vor—

stand der Beklagten in der Sitzung vom 6° März 1963 zurück;

er führte zur Begründung sinngemäß aus: Solange Gynä—

kologen nicht in dem erforderlichen Maße zur Verfügung

gestanden hätten, sei die Behandlung frauenärztlicher

Fälle durch Chirurgen zur Sicherstellung der kassenärzt—

lichen Versorgung zeitweilig geduldet worden, dadurch

habe aber der Kläger keinen rechtlich geschützten Besitz—

stand erworben (Bescheid von 12° März 1965)°

Die Klage wurde vom Sozialgericht (SG) Speyer als unbe—
gründet abgewiesen, nachdem die Beklagte sich auf Anregung

des Gerichts bereit erklärt hatte‚ noch für eine Über—

‘t bis Ende September 1965 gynäkologischc Lcistur—(D„„. „«—‘..Lib Sé

\

L,“
D

‘ r,8 an des Klägers zu vergüten (Urteil vom 1° Dezemba71965)c
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Auch “ie Berufung des Klägers ‚atte keinen Erfolg°

Das Landessozialgericht (LSG) Rheinland—Pfalz entschied

— ebenso wie vorher das SG — unter Mitwirkung von zwei

Kassenärzten als ehrenamtlichen Beisitzern: Der vom

Kläger erhobene Anspruch auf Vergütung von stationär er—

brachten belegärztlichen Leistungen richte sich gegen die

KÄV und sei deshalb eine Angelegenheit allein der Kassen—

ärztec — Entgegen der Ansicht des Klägers habe der Vor—

stand der Beklagten als Widerspruchsstelle über die Recht—

mäßigkeit einer von ihm selbst getroffenen Maßnahme ent-

scheiden können° — Sachlich sei die angefochtene Ent—

scheidung nicht zu beanstanden‚ Nach ärztlichem Berufs—

recht, dem der Kläger auch in der Eigenschaft als Kassen—

arzt unterstehe und das gleichermaßen für die stationäre

belegärztliche Tätigkeit gelte, müsse er sich grundsätzlich

auf sein chirurgisches Fachgebiet beschränken, dürfe sich

also nicht regelmäßig fachfremd betätigen° Diese Beschrän—

kung sei nicht verfassungswidrig, wie das Bundessozial—

gericht -BSG— (BSG 25, 97) zutreffend entschieden habe°

Für Leistungen, die der Kläger unter Überschreitung seiner

Kassenzulassung als Chirurg erbringe, könne er somit keine

Vergütung beansprucheno Daran ändere es nichts, daß er an—
nähernd zwei Jahrzehnte ”mit Wissen und Duldung“ der Be—

klagten, jedoch ohne ihre ausdrückliche Gestattung fach—

fremde Leistungen abgerechnet habe° Dadurch sei weder seine

Kassenzulassung unter Verletzung des Zulassungsrechts auf

das Fachgebiet der Gynäkologie erweitert noch für ihn ein

unwiderruflicher schutzwürdiger Besitzstand geschaffen wor—

den° Er habe nicht annehmen können, daß die frühere Übung

rechtens gewesen sei; vielmehr hätte er erkennen müssen, daß

die Beklagte seine gynäkologischen Leistungen lediglich zur
Überbrückung eines Notstands und für dessen Dauer vergütet

habe° Nachdem die Verhältnisse sich durch Zulassung eines

Gynäkologen in Bad Ems grundlegend geändert hätten, habe er

kein rechtlich geschütztes Interesse mehr an der Foztdauer
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des bisherigen Zustandes (Urteil vom 50° Juni 1967)°

Dem Antrag der Beklagten, die vom SG verfügte Aussetzung

ihrer Entscheidung wieder aufzuheben, hat das LSG nicht

entsprochen°

Der Kläger rügt mit der vom LSG zugelassenen Revision,

dieses habe verkannt, daß der angefochtene Bescheid der

Beklagten nicht auf die ärztliche Berufsordnung gestützt

sei, sondern auf eine Bestimmung des Honorarverteilungs—

maßstabes (HVM), wonach Leistungen eines Facharztes außer—

halb seines Fachgebietes, abgesehen von dringlichen Fällen,

nicht honoriert würden, Diese Bestimmung sei mit der

ärztlichen Berufsordnung, die die Fachärzte nur grundsätz-

lich auf ihr Fachgebiet beschränke, nicht vereinbar und

deshalb nichtig° Im übrigen fehle auch der Berufsordnung

eine gültige Ermächtigungsnorm° Entgegen der Ansicht des

LSG habe der Kläger ferner im Hinblick auf die langjährige

Duldung seiner gynäkologischen Tätigkeit durch die Beklagte

“auf Grund der normativen Kraft des Faktischen“, mindestens

aber gewohnheitsrechtlich einen schutzwürdigen Besitzstand

erworben, selbst wenn er nach der unrichtigen, wenn auch

unengreifbaren Feststellung des LSG von Anfang an gewußt

haben sollte, daß er auf dem für ihn fachfremden Gebiet

der Gynäkologie nicht tätig sein dürfeo Diese Tätigkeit

sei indessen gar nicht unrechtmäßig gewesen, da eine Tren—

nung der chirurgischen und gynäkologischen Fachgebiete im

Bereich der Beklagten nach_dem Kriege zunächst nicht durch-

ar gewesen sei, Das LSG habe nicht berücksichtigt,

am die gynäkologische Tätigkeit des Klägers fast 24 Jahre

lang für die Versicherten unumgänglich gewesen sei und

auch im Interesse der Beklagten gelegen habe; diese dürfe

sion daher nach Treu und Glauben nicht auf einen angeb—

lichen Rechtsverstoß des Klägers berufen; Schließlich habe

das LSG nicht genügend aufgeklärt, ob die frauenfachärzt—

liche Versorgung der weiblichen Versicherten In Bad Ems

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5...

auch nach Zulassung eines Gynäkologen gesichert sei, ob

sich also die maßgebenden tatsächlichen Verhältnisse in—

zwischen wesentlich geändert hätten° Dem vom LSG zitier—

ten Urteil des BSG (BSG 25, 97) habe ein anderer Sachverhalt

zugrunde gelegen„ Dort habe ein Röntgenologe eine fach"

fremde (elektrokardiographische) Tätigkeit nur 4 Jahre lang

und nicht, wie der Kläger, auf Grund eines Notstandes ge—

wohnheitsrechtlich ausgeübt° Der Kläger'beantragt,

4.die Beklagte unter hufhebung sämtlicher Vor—

„ntscheidungen zu verurteilen, ihm über den

30° September 1965 hinaus auch die nicht dring—

lichen Behandlungsfälle auf dem Fachgebiet für

Frauenkrankheiten und Geburtshilfe zu honorieren°

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen°

Ihrer Ansicht nach betreffen die gegen die ärztliche Berufs-

ordnung für Rheinland—Pfalz und den HVM der Beklagten ge-

richteten Revisionsrügen des Klägers irrevisibles Recht°

Ein zur Kassenpraxis zugelassener Facharzt müsse sich im

übrigen schon nach allgemeinen ärztlichen Berufsrecht auf

sein Fachgebiet beschränken, ohne daß es insoweit noch einer

weiteren Bestimmung des HVM bedürfe„ Jedenfalls sei eine

fortdauernde fachfremde Tätigkeit, wie sie der Kläger weiter—

hin ausüben wolle, unzulässig, Für die Entscheidung über die

Honorierung stationärer belegärztlicher Leistungen sei nur

die KÄV zuständig, wenn die Leistungen durch Kassenärzte er—
bracht würden und ihre Vergütung, wie im Falle des Klägers,

nicht durch das Krankenhaus aus dem Pflegesatz, sondern durch

die KÄV erfolge° Entgegen der Ansicht des Klägers habe er

auch durch seine jahrelange gynäkologisohe Betätigung keinen

Anspruch auf Aufrechterhaltung des früheren Zustande erwor—

ben, da dieser von der Beklagten geduldete Zustand für ihn
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erkennbar das Merkmal der Vorläufigkeit getragen habe und

die für die Duldung maßgebend gewesenen Gesichtspunkte in—

zwischen entfallen seienc Die Eigentumsgarantie des Grund—

gesetzes schütze nur den Kern der Rechtsstellung des Kassen—

arztes, schließe aber Änderungen seines Rechte— und Pflich—
tenkreises nicht aus, auch wenn er durch sie wirtschaftlich
schlechter gestellt werde° Außerdem betreue der Kläger

cae 50 Krankenhausbetten‚ also erheblich mehr als der Beleg—

arztvertrag selbst für Übergangsfälle vorsehe°

II

Im Revisionsverfahren haben — ebenso wie in den Vorinstanzen

zwei Kassenärzte als ehrenamtliche Beisitzer mitgewirkt°

Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats (vgl° zuletzt

BSG 28‚ 84, 85) hängt die Besetzung der Richterbank in
Kassenarztsachen — zwei kassenärztliche Beisitzer oder je

ein Beisitzer aus den Kreisen der Kassenärzte und der Kran—

kenkassen (@ 12 Abs° 5 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG-) —
davon ab, ob im Verwaltungsverfahren eine ausschließlich

mit Kassenärzten besetzte Stelle oder eine Einrichtung der

gemeinsamen Selbstverwaltung der Kassenärzte und Kranken—

kassen zu entscheiden hatte° Über den vom Kläger erhobenen

Anspruch auf weitere Vergütung seiner gynäkologischen

Leistungen hatte die beklagte KÄV zu entscheiden° Nur sie

hat die von den Krankenkassen gezahlte Gesamtvergütung un—

er die Kassenärzte zu verteilen und dabei das Honorar für

ie einzelnen kassenärztlichen Leistungen festzusetzen

% 368 f Abs„ 1 der Reichsversicherungsordnung —RVO—}„
Das gilt auch für stationäre Leistungen, deren Honorierung,

wie im Fall des als Belegarzt tätigen Klägers, nicht durch

das Krankenhaus
aus dem “großen Pflegesatz“ erfolgt‚ sondern

aus der Gesamtvergütung entnommen wird (@ 5681Abs„ 4 RVO)o

Die Revision des Klägers ist unbegründet°
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Das LSG hat mit Recht angenommen, daß die prozessualen Vor—

aussetzungen ihr eine “achentscheidung vorliegeno Lin

spruchsverfahren, das in kassenü‘ztlichen Streitig—

keiten der Klageerhebung grundsätzlich vorangehen muB

(BSG 25, 120), hat stattgefunden„ Widerspruchsstelle konnte

nach 5 85 Abs„ 2 Nr, 2 SGG auch der Vorstand der beklagten
KÄV sein (vgl° BSG 26, 174, 177 oben und BSG 28, 75, 74);

dem stand nicht entgegen, daß er selbst die erste Verwal—

tungsentscheidung erlassen hatte,

Dem LSG ist auch in der Sache beizutreten„ Für die noch

streitige Zeit, d„ho seit Oktober 1965, hat der als Fach—

arzt für Chirurgie zugelassene Kläger, abgesehen von drin—

genden Fällen, keinen Anspruch auf Vergütung von gynäkolo—

gischen Leistungen seitens der Beklagten,

Nach der Berufsordnung für die deutschen Ärzte vom 5° Novem—

ber 1957, die nach dem Kriege als Landesrecht fortgalt
(BSG 25, 97, 98), und nach der hier einschlägigen Berufs—

ordnung für die Ärzte in Rheinland—Pfalz, die dort am
1° Februar 1960 an die Stelle der Berufsordnung vom 5„ Novem—

ber 1957 trat (BSG aaO), hatten und haben sich Fachärzte

grundsätzlich auf ihr Fachgebiet zu beschränken" Daß diese

Beschränkung verfassungsrechtlich unbedenklich ist, hat der

Senat in BSG 25, 9? näher ausgeführt„ Daran hält er auch

nach Prüfung der vom Kläger erhobenen Bedenken fest°

Die ärztliche Berufsordnung für Rheinland—Pfalz ist am
160 Januar 1960 von der dortigen Landesärztekammer erlassen

werden, und zwar auf Grund einer Ermächtigung in 5 8 Abs° 5

des Landesgesetzes über die Kammern der Ärzte, Zahnärzte,
Dentisten, Apotheker und Tierärzte vom 1° April 1955 (vgl„

BSG 25, 99)„ Diese Ermächtigung verstößt nicht, was der
Senat auch bei nicht revisiblen Vorschriften des Landesrechts

zu prüfen hat, gegen ub rgeordnetes Bundesrecht, insbesondere
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nicht gegen die Kompetenzregelung in Art° 74 Nr, 19 des

Grundgesetzes (GG)° Danach hat der Bund ua die konkurrie—

rende Gesetzgebungszuständigkeit für die "Zulassung zu
ärztlichen und anderen Heilberufen"° Nicht zur Berufs—

zulassung in diesem Sinne gehört, wie der Senat bereits

entschieden hat (BSG 25, 97 f), die Ordnung des Facharzt—

wesens° Bestimmungen über die Führung einer Facharzt—

bezeichnung, den zulässigen Umfang der jeweiligen Facharzt—

tätigkeit sowie die Berufspflichten des Facharztes betreffen

nicht die Zulassung zu einem eigenständigen Facharztberuf,

sondern regeln nur die Ausübung des einheitlichen Arzt—

berufes in der besonderen Form der verschiedenen Facharzt—

tätigkeiten (ebenso OVG Berlin in DÄBl 1969, 1824;Weissauer

in DÄB1 1968, 867; Bericht des Ausschusses für Gesundheits—

wesen über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent—

wurf eines Gesetzes zur Änderung der Bundesärzteordnung,

Drucksache V/ 4525 des 5„ Deutschen Bundestages, zu 5 10
des Gesetzentwurfs; anderer Ansicht Daniels/Bulling,

Bundesärzteordnung, S„ 48 ff)„

Als Regelung der Berufsausübung bedarf die Bestimmung, daß

der Facharzt sein Fachgebiet grundsätzlich nicht über—

schreiten darf, nach Art° 12 Abs° 1 Satz 2 GG formell eines

Gesetzes; materiell unterliegt sie bestimmten, durch das

Grundrecht der Berufsfreiheit vorgegebenen verfessungs—

rechtlichen Beschränkungen° Daß “Gesetz" i„S° von Art° 12

Abs° 1 GG auch eine in Gesetzesform erlassene Ermächtigungs-

vorschrift sein kann, hat der Senat im Anschluß an eine

in der Rechtslehre vertretene Auffassung schon früher be—

;aht (BSG 23, 100; ebenso Jetzt ausdrücklich die Neufassung

des Art’ 12 Abs° 1 Satz 2 GG vom 24, Juni 1968, nach der
Hdie Berufsausübung auch auf Grund eines Gesetzes" geregelt

werden kann), In der eben genannten Entscheidung des

Senats ist weiter dargelegt, aß die hier in “rege stehende
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Lrn■cttiguLcsvorrchrift % 8 Abs„ 3 des Kammergesetzes von

i Uleililrnd—rlalz) auch den Lnforderungen genügt, die hrt° öG

ibs„ @ GG für eine Ermächtigung zum Erlaß von Bundes—

Rechtsverordnungen aufstellt° Dabei kann unentschieden

bleiben? ob Artc 80 Abs° 1 GG überhaupt auf den Erla■ von
„ut"‘nrsbef 111ungen durch ei:1e Lundcsnorper‚c aft eLt—

prechen1d anzuwenden ist (verneinend OVG Berlin aaO: vgl„

ferner liupp irchiv des öffentlichen Rechts, ‘ a1d 92

8° 212, er: Sc 228 £)‚1].:.4

«Die den Fach rzten nuferlegte Beschränkung nur ihr Fachgebiet

überschreitet schlieP lich nicht die für Berufsausübungs—

regelungen gelteLden materiellen Verlassu„gs„Cnr RKGL; Ins—

besondere verletzt sie nicht den Grundsatz der Verhältnis—

mäßigkeit von Zweck und Mittel„ Daß für sie ”vernünftige

Gründe des Gemeinwohls“ aLgeführt werden könne11, hat der

Senat schon in BSG 25, 97 (100) näher dargelegta Neben den

dort genannten “Rechtfertigungsgründen” wird neuerdings zu—
reffend darauf hingewiesen, daß ohne das Gebot der Fach—

gebietsbeschränkung das derzeitige deutsche bacharzts“s tan,

das den Erfordernissen einer modernen Arbeitsteilung ent—

spricht und damit sowohl dem \:is senschaftlichen Fortschritt

als auch den Interessen der Patienten dient, nicht funktions—

fähig wäre; insbesondere könnte keinem Arzt zugemutet werden,

die eigenen Patienten einem Spezialissten zu überweisen, wenn

r nicht die Gewähr hätte, daß dieser seine Behandlung auf das

eigene 313ezia lgebiet beschrdnkt (vgl. Weissauer aa0‚ S° 868;

OVG Berlin aaO, S 4825)„

Ist die im allgemeinen ärztlichen Berufsrecht verankerte Fach—

gebietsbe schran? ung hiernach verfassungsrechtlich unoedenk—

lich, so gilt sie auch für die im Rahmen des ärztlichen Berufs

auszuübende kass Lärztliche Tdtigkeit‚ gleichviel, ob diese

ambulant oder — wie bei dem als Belegarzt tätigen Kläger —
stationär verrichtet wird; denn der Kassena*zt unterliegt

_’]O_
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auch insoweit, als er stationäre Leistungen erbringt und

gegenüber der KÄV abrechnet (% 568 g Abs° 4 EVO), grund—
sätzlich den für die kassenärztliche Versorgung allgemein

geltenden Vorschriften, soweit nicht Ausnahmen bestehen,
[was für die hier streitige Fachgebietsbeschränkung nicht

der Fall ist (vgl° dazu Urteil des Berufsgerichts für

die Heilberufe beim OLG Nürnberg, DÄBl 4964, 2595)„ Gilt
die berufsrechtliche Fachgebietsbeschränkung aber auch für

den Arzt in seiner Eigenschaft als Kassenarzt, so recht—

fertigt sich schon damit die Be3timmung der Zulassungs—

ordnung, daß Fachärzte nur für ihr Fachgebiet zugelassen

werden (vgl° @ 24 Abs° 5 der Zulassungsordnung für Kassen—

ärzte vom 28° Mai 4957)„ Ob eine solche gegenständliche

Zulassungsbeschränkung im übrigen auch ohne eine entspre—

chende Bestimmung im allgemeinen ärztlichen Berufsrecht

oder im Falle der Nichtigkeit jener Bestimmung gültig wäre,

kann dahinstehen (zur Zulässigkeit differenzierender Rege—

lungen im allgemeinen ärztlichen Berufsrecht und im kassen-

ärztlichen Zulassungsrecht vgl° neuerdings Bundesverfas—

sungsgericht vom 25° Februar 1969, BVerfGE 25, 236 unter

D II 5)°

Beschränkt sich hiernach die Kassenzulassung eines Fach—

arztes auf sein Fachgebiet, so ist er außerhalb seines

Faches nicht “zur Teilnahme an der kassenärztlichen Ver—

sorgung berechtigt” (@ 568 a Abs° 4 EVO) und hat infolge—
dessen insoweit keinen Anspruch auf Vergütung seiner Leistun—

gen durch die KÄV, sofern nicht ausnahmsweise ein besonderer

Grund (Notfall ua) die fachfremde Betätigung rechtfertigt
(vgl„ BSG 25, 105), Damit ist nicht entschieden, ob die

KÄV nicht auch fachfremde Leistungen in gewissem Unfange bei

der Verteilung der Gesamtvergütung berücksichtigen kann,

wie dies anscheinend gelegentlich geschehen ist°
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Daß sich der K Igor 3icr bei der Behandlung von gynäkologi—

sol en bl llen außerhalb seines chirurgischen Eachgebietes,

für das er allein zugelassen ist, bewegt, wird von ihm selbst

nicht bezweifelt° Ein 1L much auf Hoxorierung der fr3gl .-

chen Leistungen steht ihm
deshalb

grundsätzlich nicht zu
Daran ändert es nichts, nie das LSG zutreffend ausgeführt

hat, daß der Kläger zunächst bis März 1963 und später nach

einer im Prozeß getroffenen ÜbergaagsregelunL bis September

1965 im Einverständnis ni: der Bekl% ten g‚„„iologische

Leistungen ihr gegenüber abgerechnet hat, Da dies nicht

auf Grund eines VerLaltuz-gsak 5 Oder einer sonstigen Erklä—

rung der Beklagten geschehen ist, die ause@11cklich auf Be—

gründung einer entsprechenden Rechts position des Klägers

gerichtet war, kann uner rte t bleiben, ob in einem solchen
"1N

Falle der Klager einen nicht mehr entziehbaren nesitzstand“

er angt hättec Wenn die Beklagte früher Cu@ Abrechnung von

frauenfachärztlichen Leistungen durch den Kläger geduldet

hat, so deswegen, weil bis 1964 am Kassenarztsitz des Klageis

kein Gynäkologe zugelassen war, der die kassenärztliche Ver—

sorgung der weiblichen Versicherten hätte übernehmen können„

Dieser Zustand nötigte die Beklagte, wenn sie ihren gesetz—

lichen Auftrag zur Sicherstellung der kassenärztlichen Ver—

sorgung (% 368 n Abs. 1 EVO) erfüllen wollte, einstweilen

auch eine fachfremde Betätigung des Klägers zu dulden°

Seine T tigkeit auf gyn3kologischem Fachgebiet entsprach

mithin — ähnlich wie bei Notfällen, in denen ein Gynäkologe
nicht rechtzeitig hinzugezogen werden konnte — durchaus dem

Sinn und Zweck des Kassenarztrechts° Andererseits stand

sie, wie jede fachfremde Notfalltätigkeit, unter dem auch

für den Kläger erkennbaren Vorbehalt, daß sie nur wegen des

Notstandes und für dessen Dauer ausgeübt werden durfte°

Nachdem hier der Notsta nd durch die Zulassung eines Gynäko—

logen beseitigt war, entfiel somit der rechtfertigende Grund

_/]2_
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für die bisherige Tätigkeit des Klägers auf dem fremden

Fachgebiet° Seitdem gilt für ihn wieder die allgemeine

Regel, daß fachfremde Leistungen nur unter besonderen

Umständen, namentlich bei Vorliegen eines individuellen

Notfalls, gegenüber der KÄV abgerechnet werden dürfeno

Daß im übrigen selbst eine ausdrücklich zur Behebung

eines Notstandes ausgesprochene Beteiligung an der Kassen—

praxis keinen uhwiderruflichen "BesitZstand" bis zum Ab—

lauf der Beteiligungsfrist begründet, zeigt 5 30 Abs° 6

der Zulassungsordnung für Kassenärzte; danach kann näm—

lich die Beteiligung schon vor ihrem Ablauf widerrufen

werden, wenn die Voraussetzungen, die zur Beteiligung

geführt haben, nicht mehr vorliegen, Gerade dieser Um—

stand — Wegfall der wesentlichen tatsächlighen Voraus—

setzungen für die Duldung der früheren gynäkologischen

Tätigkeit des Klägers —
unterscheidet seinen Fall von

dem in BSG 25, 97 entschiedenen eines Röntgenologen, der

nebenbei eine EKG—Tätigkeit aufgenommen hatte° Dort

hatte sich nachträglich nur die ärztliche Auffassung

über die Zugehörigkeit einer EKG—Tätigkeit zum röntgeno—

logischen Fachgebiet geändert° Gleichwohl hat der Senat

selbst in jenem, vergleichsweise problematischeren Fall

dem Kläger die Berufung auf ein "wohlerworbenes" Recht

auf Fortsetzung seiner fachfremden Tätigkeit versagt°

Umsoweniger kann der Kläger hier ein solches Recht für

sich in Anspruch nehmen° Dabei hat der Senat noch unbe—

rücksichtigt gelassen, daß der Kläger als Belegarzt an—

scheinend erheblich mehr Betten versorgt, als der Beleg-

arztvertrag vorsieht (vgl.° BSG 46, 164, 167)° Seine

Revision gegen das Urteil des LSG ist unbegründet„
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